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Politische Stiftungen sind Akteurinnen zur 
nachhaltigen Förderung der Demokratie

Demokratie benötigt politische Betei‑ 
ligung, und politische Beteiligung be‑ 
nötigt politische Bildung. Die Politi‑
schen Stiftungen sind dabei wichtige 
Akteurinnen der demokratischen Bil‑
dungsarbeit im Land. Als Trägerin‑
nen der politischen Bildung erfüllen 
sie mit ihrer Arbeit einen öffentlichen 
Auftrag, der für das Funktionieren 
der parlamentarischen Demokratie 
und für den gesellschaftlichen Zu‑
sammenhalt von elementarer Bedeu‑
tung ist. Als parteinahe Stiftungen 
stehen sie politischen Parteien nahe, 
sind aber inhaltlich, organisatorisch, 
finanziell und rechtlich unabhängig 
von diesen. Mit ihren Bildungsange‑
boten, die allen Menschen im Land 
offenstehen, tragen sie zum demo‑
kratischen Pluralismus und damit zur 
Stärkung der Parteiendemokratie in 
Deutschland bei.

Eine lebendige Demokratie braucht 
ak tive Demokratinnen und Demo­
kraten sowie gute politische Bildung 
als Voraussetzung für die politische 
Teilhabe. Die Politischen Stiftungen be ­ 
fähigen die Menschen zur demokra­
tischen Teilhabe in Gesellschaft und 
Politik, in Parteien und zivilgesell­
schaftlichen Organisationen. Sie tra ­ 
gen zur Förderung von Vielfalt, De ­ 
mo kratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechten im In­ und Ausland 

bei. Sie sind ein wichtiger Teil der poli ­ 
tischen Kultur der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Eine Besonderheit Politischer Stiftun­
gen liegt darin, dass sie nicht wert ­ 
neutral, sondern Teil des politischen 
Pluralismus sind. Sie stärken die de­ 
mokratische Vielfalt, indem sie in 
ihren Angeboten vermitteln, wie die 
verschiedenen politischen Strömun­
gen auf dem Boden des Grundgeset­
zes um die jeweils beste Lösung und 
um politisch­parlamentarische Mehr­ 
heiten ringen. Ihr Alleinstellungs­
merkmal, parteinah und zugleich un­ 
abhängig zu sein, ermöglicht ihre 
Beteiligung am Wettstreit der Ideen 
auf der Basis einer gemeinsamen 
freiheitlichen demokratischen Ord­ 
nung, aber mit unterschiedlichen poli ­ 
tischen Überzeugungen. 

Die Politischen Stiftungen in Deutsch­
land mit ihren Netzwerken und Part­ 
nerorganisationen im In­ und Ausland 
sind eine einzigartige Konstruktion, 
die weltweit Anerkennung findet. Mit 
ihrer politischen Bildungsarbeit tra­ 
gen sie zur Stabilität der Demokratie 
in Deutschland bei. Mit ihrer weltwei­
ten Arbeit sind sie verlässliche Part ­ 
nerinnen für die Stärkung demokrati­
scher Verhältnisse in Europa und in 
der ganzen Welt.
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Demokratisches Grundlagenwissen, 
politische Urteilsfähigkeit und demo­ 
kratische Diskursfähigkeit müssen in 
jeder Generation neu erlernt, gestärkt 
und verstetigt werden. Dazu bedarf 
es einer kontinuierlichen politischen 
Bildungsarbeit, die ihrerseits einer 
verlässlichen Förderung bedarf. Eine 
verlässliche Finanzierung sichert die 
qualitative und quantitative Leistungs­
fähigkeit der Politischen Stiftungen, 
eine leistungsfähige politische Bil­ 
dungsarbeit trägt ihrerseits zum Er­ 
halt der Demokratie selbst bei.

Die Politischen Stiftungen werden 
überwiegend aus öffentlichen Mitteln 
finanziert und erfüllen im hohen 
Maße die Anforderung der Transpa­
renz. Sie setzen die bereitgestellten 

Mittel wirtschaftlich und sparsam ein. 
Sie legen öffentlich Rechenschaft 
über ihr Wirken ab und ihre Arbeit 
unterliegt permanenter Kontrolle 
staatlicher Instanzen. 

Ziel der Politischen Stiftungen ist es, 
möglichst viele Bürgerinnen und Bür­ 
ger zu erreichen. Die hohe Quali tät 
ihrer Angebote wird von den Zuwen­
dungsgebern anerkannt, unterliegt 
einer regelmäßigen Erfolgs kontrolle 
und wird in einem permanenten 
Evaluationsprozess weiter entwickelt. 
Die nachfolgend aufgeführten The­ 
sen unterstreichen die Notwendigkeit 
politischer Bildung und präzisieren 
das Selbstverständnis der Politischen 
Stiftungen.
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Politische Bildung befähigt zur Teilhabe 
und aktiven Mitwirkung in der Demokratie

Politische Bildung hat den Auftrag, 
de mokratisches Wissen, Bewusstsein 
und politisches Engagement der Bür‑
gerinnen und Bürger zu fördern. Da‑
mit Demokratie lebendig bleibt, muss 
sich jede Generation neu die demo‑
kratischen Werte aneignen und das 
nötige Wissen erwerben. Die politi‑
sche Bildungsarbeit der Stiftungen 
zielt auf Orientierung, Wissensver‑
mittlung, Ermutigung und Befähi‑
gung zu zivilgesellschaftlichem En‑
gagement und politischer Diskurs‑ 
und Entscheidungsfähigkeit. Sie 
unterstützt so politisches Handeln 
und demokratische Teilhabe. Da sich 
die gelebte Demokratie selbst wan‑
delt, ist politische Bildungsarbeit ein 
dauerhafter Prozess und Teil des le‑
bensbegleitenden Lernens.

Politische Bildung zielt auf die Mün­ 
dig keit der Bürgerinnen und Bürger, 
also auf ihre eigenständige politische 
Urteils­ und Handlungskompetenz. 
Politische Bildung will zur eigenen 
Meinungsbildung beitragen, nicht agi­ 
tieren, indoktrinieren oder überwäl­
tigen. Sie will das politische Engage­
ment und die Einmischung in Gesell­
schaft, Parteien und politischen 
Ämtern stärken.

Als Richtschnur der Bildungsarbeit 
haben die Politischen Stiftungen den 

»Beutelsbacher Konsens« von 1977 
übernommen (siehe Anhang). Dessen 
Grundprinzipien Überwältigungs­
verbot, Kontroversität und Urteilsbe­
fähigung stehen in klarem Bekenntnis 
für demokratische Grundwerte und 
begründen die Ablehnung demokra­
tie­ oder menschenfeindlicher Äuße­ 
rungen.

Politische Bildung macht die Komple­
xität gesellschaftlicher Zusammen­
hänge durch die Vermittlung von poli­ 
tischen Prozessen, Theoriezusammen­
hängen und Deutungsmustern ver­ 
ständlich und vermittelt so, dass die 
politischen Verhältnisse in der Demo­ 
kratie gestaltbar sind. Zugleich zeigt 
sie in Rückbindung an die Verfassung 
eine klare Abgrenzung gegen anti­ 
liberale, antipluralistische und autori­ 
täre Bestrebungen.

Politische Bildung ist ein sozialer Pro­ 
zess, ist Begegnung, Dialog, Ein­
übung von Toleranz in der Auseinan­
dersetzung mit Andersdenkenden 
und vor allem Motivation und Quali­ 
fizierung zum politischen Engage­
ment. Dabei basiert der Erfolg politi­ 
scher Bildungsarbeit auf Langfristig­
keit und Verlässlichkeit: Politische 
Bildung entfaltet ihre Wirkung nur, 
wenn sie nachhaltig arbeiten kann.
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Die Bildungsangebote der Politischen 
Stiftungen stehen allen offen. Es ist 
Anliegen der Politischen Stiftungen, 
ihr Angebot für alle Zielgruppen 
leicht zugänglich zu gestalten. Durch 
Steuerungsinstrumente wie Zertifizie­
rung, Qualitätsmanagement und 
Evaluationstools wird dabei sicherge­
stellt, dass Qualität, Angebot und 
Nachfrage der Angebote zur jeweili­
gen Zielgruppe passen.

Die Bildungsangebote der Politischen 
Stiftungen befähigen zur aktiven 

Mitwirkung. Aktives politisches Enga­ 
gement muss wie jede andere Kom­ 
petenz erlernt werden. Die Bildungs­
arbeit der Politischen Stiftungen 
professionalisiert das demokratische 
Engagement der Bürgerinnen und 
Bürger. Sie unterstützt insbesondere 
diejenigen, die in der Zivilgesell­
schaft und in der Parteiendemokratie 
Verantwortung wahrnehmen.
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Politische Bildung stellt sich den aktuellen 
Herausforderungen für die Demokratie

Das Vertrauen in die Demokratie als 
Grundprinzip und die Bereitschaft 
zur demokratischen Beteiligung sind 
ungebrochen. Das Vertrauen in die 
politischen Institutionen und die ge‑
lebte Demokratie hat hingegen ab‑
genommen. Zugleich sind die ge‑
sellschaftlichen Ansprüche an die 
repräsentative Demokratie und ihre 
Institutionen gestiegen. Eingefordert 
werden beispielsweise eine umfas‑
sendere Beteiligung an politischen 
Prozessen oder eine sichtbarere Re‑
präsentation der gesellschaftlichen 
Vielfalt in Parteien und Parlamenten. 
Die politische Bildung wirkt in die‑
ser Situation einer Entfremdung von 
Bürgerinnen und Bürgern von den 
politischen Institutionen durch In‑
formation, Orientierung und Ermuti‑
gung zur aktiven Teilhabe entgegen.

Politische Bildungsarbeit vermittelt 
die Komplexität politischen Handelns 
in die Breite der Gesellschaft. Sie ver­
deutlicht die Bedeutung der politi­ 
schen Auseinandersetzung als Aus­ 
druck von Freiheit und Mitbestimmung. 
Sie trägt so dazu bei, antidemokra­
tische und menschenverachtende De­ 
battenbeiträge und Positionen zu 
erkennen, die unter dem Deckmantel 
der freiheitlichen Demokratie eben 
diese bekämpfen. So stärkt sie die 

Diskursfähigkeit in einer vielfältigen 
Gesellschaft und kann so auch den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt 
stärken.

Die Politischen Stiftungen leisten 
einen wichtigen Beitrag zur Inter­
nationalisierung des politischen Dis­ 
kurses in Deutschland. Ihre internatio­
nal geprägte Bildungsarbeit spiegelt 
die Komplexität politischer Entschei­
dungen in Europa und einer multila­
teralen Welt wieder. Aufgrund ihrer 
internationalen Arbeit und ihrer welt­ 
weiten Kontaktnetze sind sie gerade­
zu dazu prädestiniert. So stärken sie 
die freiheitliche Demokratie in Zeiten 
nationalistischer und autoritärer 
Bedrohungen.

Politische Bildungsarbeit vermittelt da­ 
rüber hinaus die Bedeutung politi­
scher Verfahren und zeigt die Not­ 
wendigkeit von Kompromissen als 
Ausgleich legitimer, vielfältiger und 
bisweilen gegenläufiger Interessen 
auf. So wirkt sie einem unrealisti­
schen Politikbild entgegen, das mit 
überzogenen Erwartungen einer 
Akzeptanz und Legitimation realer 
Politik entgegensteht. Die politische 
Bildung erklärt und verdeutlicht das 
Wesen des Politischen und wirbt so 
für die Legitimität und Akzeptanz  
der demokratischen Praxis.
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Der Anspruch an die demokratischen 
Institutionen und ihre Leistungsfähig­
keit ist zuletzt stark gestiegen. Es 
zeigt sich zudem ein gewachsenes Be­ 
dürfnis der Bürgerinnen und Bürger 
nach sichtbarer Repräsentation und 
aktiver Partizipation, im Kleinen wie 
im Großen. Dies ist ein wünschens­
werter und zu fördernder Prozess in 
einem lebendigen Gemeinwesen. Für  

die demokratische Legitimation hat 
dies Konsequenzen. Zu der bislang 
dominierenden Legitimation durch 
Verfahren tritt die Legitimation durch 
Kommunikation. Den Politischen Stif­ 
tungen kommt hier als Vermittlerinnen 
zwischen Politik und Gesellschaft 
eine wachsende Bedeutung zu: Sie 
bieten verstärkt Räume für Dialog, 
Kommunikation und Diskurs. 
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Moderne politische Bildung bleibt vor 
Ort und wird digital

Die Angebote der Politischen Stiftun‑
gen bilden und vernetzen alle inte‑
ressierten Bürgerinnen und Bürger. 
Je nach Zielsetzung und Zielgruppe 
finden die Angebote vor Ort, digital 
oder im Hybridformat statt. Die ge‑
stiegenen Erwartungen an eine par‑
tizipative politische Bildungsarbeit 
haben höhere Ansprüche an die Di‑
daktik und Methodik zur Folge. Die 
Qualität und Effizienz der Bildungs‑
arbeit der Politischen Stiftungen ist 
dementsprechend in den vergange‑
nen Jahren spürbar gesteigert wor‑
den. In den nächsten Jahren steht 
eine Ausweitung des digitalen Ange‑
bots sowie dessen konsequente qua‑
litative Weiterentwicklung an.

Politische Bildungsarbeit wird je nach 
Zielsetzung und Zielgruppe künftig 
ebenso digital wie vor Ort stattfinden. 
Für einen effizienten Mitteleinsatz 
und eine verstärkte Reichweite der An­ 
gebote werden sowohl analoge wie 
auch virtuelle Formate durchgeführt. 
Die moderne Bildungsarbeit der 
Politischen Stiftungen zielt darauf, 
eine enge Verzahnung von analogen 
und digitalen Angeboten unabhän­
gig von Ort und Zeit sicherzustellen. 
Dazu werden entsprechende Investi­
tionen notwendig sein, da gerade 
digitale Innovationen ressourcenin­
tensiv und durch kurze Innovations­
zyklen geprägt sind. Dabei geht es 
nicht nur um die Beschaffung von 
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erreichen. Um der digitalen Entwick­
lung weiterhin gerecht werden zu kön­ 
nen, setzen die Politischen Stiftungen 
auf innovative Konzepte, um weltweit 
Menschen und Ideen zu vernetzen, 
insbesondere junge Menschen zu 
erreichen und für die Demokratie zu 
begeistern. Eine wesentliche Heraus­
forderung ist die Ausweitung der 
digitalen Zugänglichkeit und ein mög­ 
lichst medienbruchfreies, zielgrup­
pengerechtes Angebot.

Mit ihren Bildungsangeboten stellen 
sich die Politischen Stiftungen den 
Herausforderungen der digitalisierten 
Welt und eröffnen vielfältige Mög­
lichkeiten politischer Bildung für alle 
Bürgerinnen und Bürger.

Technik und die Erhöhung von Inter ­ 
net­Bandbreiten, sondern vor allem 
um neue kreative Lösungen und 
Know­how, Mit zeitgemäßen Ange­
boten sollen die Potenziale des digi­ 
talen Raums für die Bildungsarbeit 
konsequent erschlossen und genutzt 
werden. 

Die Digitalisierung der politischen Bil­ 
dungsarbeit ist ein Schlüssel für eine 
leichte Zugänglichkeit von Angeboten 
der Politischen Stiftungen für die gan­ 
ze Gesellschaft. Im Zuge der Digi­
talisierungsoffensive der Politischen 
Stiftungen zeigt sich, dass die digita­ 
len Bildungsangebote insbesondere 
neue Zielgruppen in Stadt und Land 
und in unterschiedlichsten Milieus 
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Anhang 1 
Transparente Verwendung der Mittel

Auszug aus »Gemeinsame Erklärung der Konrad-Adenauer-Stiftung e. V., 
Friedrich-Ebert-Stiftung e. V., Friedrich-Naumann- Stiftung, Hanns-Seidel-
Stiftung e. V. und der Heinrich-Böll-Stiftung e. V.« (November 1998); Rosa-Lu‑
xemburg-Stiftung e. V. (beigetreten 2003):

Sechster Abschnitt:
Kontrolle und 
 Öffent liche Rechen‑
schaftslegung

1. Die Politischen Stiftungen weisen 
darauf hin, daß die ordnungsgemä­
ße, sparsame und wirtschaftliche Ver ­ 
wendung der Globalzuschüsse und 
Projektförderungsmittel seit jeher von 
der jeweils bewilligenden Bundes­
behörde auf der Basis der eingereich­
ten Verwendungsnachweise kontrol­
liert wird. Die Verwendung der Glo­ 
balzuschüsse wird zudem aktuell und 
laufend im Rahmen der begleitenden 
Kontrolle des Erfolgs durch das Bun­ 
desministerium des Innern auf der 
Grundlage der Allgemeinen Neben­
bestimmungen zur institutionellen För­ 
derung (ANBest­I) geprüft.  Außerdem  
wird die Haushalts­ und Wirtschafts­
führung der Politischen Stiftungen 
vom Bundesrechnungshof kontrolliert, 
dessen Prüfrecht sich aus § 104 Abs. 1 
Bundeshaushaltsordnung ergibt. Der 
Bundesrechnungshof legt seine Prüf­ 
berichte der jeweils bewilligenden 
Bundesbehörde vor.

Daneben wird die Verwendung der 
Landesmittel durch Landesbehörden 
und Landesrechnungshöfe kontrol­
liert. Die Einhaltung der steuerrecht­
lichen Gemeinnützigkeitsbestimmun­
gen wird von den Finanzbehörden 
geprüft.

2. Wie eingangs dargestellt, ist die 
Information der Öffentlichkeit eine 
wichtige Vertrauensgrundlage für die 
Arbeit der Politischen Stiftungen.  
Es ist ihr vorrangiges Anliegen, die 
Öffentlichkeit regelmäßig und umfas‑ 
send über ihre Arbeit zu informieren 
und die Verwendung ihrer Mittel 
transparent zu machen. Sie haben 
deshalb bereits in den letzten Jahren 
auch ohne gesetzliche Publizitäts­
pflicht ihre Mittelverwendung offen‑ 
gelegt. Zusätzlich greifen die Politi­
schen Stiftungen die Empfehlungen 
der vom Bundespräsidenten berufe­
nen Kommission unabhängiger Sach­ 
verständiger auf und werden ihre 
Wirtschaftsplanung in Form einer 
Gesamtübersicht nach beigefügtem 
Muster (Anlage 2) veröffentlichen. 
Dies gilt gleichermaßen für den vom 

”
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Wirtschaftsprüfer geprüften Jahres­
abschluß entsprechend § 264 HGB  
in Form einer Bilanz und einer Ein­ 
nahmen­/Ausgabenrechnung.
 
Er enthält ergänzend folgende An­ 
gaben (Muster Anlage 3):

•  Zahl der Personalstellen im Ver­ 
gleich zum Vorjahr;

•  Personelle Besetzung der gesetzli­
chen Organe der juristischen Per­ 
son und des Hauptgeschäftsfüh­
rers bzw. Geschäftsführers sowie 
dessen Stellvertreters mit Hinweis 
darauf, welche dieser Personen 
Mitglieder des Deutschen Bundes­
tages, der Landtage, der Bundes­ 
oder Landesregierungen oder 
Bundes­ oder Landesvorstände der 
jeweils nahestehenden Partei sind. 
Die genannten Angaben werden 
im Bundesanzeiger und in den 
Geschäftsberichten der Politischen 
Stiftungen veröffentlicht. Dies gilt 
entsprechend für die Wirtschafts­
planung und Jahresabschlüsse 
anderer gemeinnütziger Organisa­
tionen politischer Bildungsarbeit, 
die eine Politische Stiftung mit 
Globalmitteln fördert.

Mit diesen bereits praktizierten oder 
eingeleiteten Maßnahmen ist ein 
hohes Maß an Transparenz der 
Finanzierung der Politischen Stiftun­
gen erreicht.

Die Politischen Stiftungen werden ihr 
Handeln auch künftig nach den 
Maßstäben dieser Gemeinsamen 
Erklärung ausrichten.

Die Digitalisierung der politischen 
Bildungsarbeit ist ein Schlüssel für 
eine leichte Zugänglichkeit von Ange­ 
boten der Politischen Stiftungen für 
die ganze Gesellschaft. Im Zuge der 
Digitalisierungsoffensive der Politi­
schen Stiftungen zeigt sich, dass die 
digitalen Bildungsangebote insbe­
sondere neue Zielgruppen in Stadt 
und Land und in unterschiedlichsten 
Milieus erreichen. Um der digitalen 
Entwicklung weiterhin gerecht wer­ 
den zu können, setzen die Politischen 
Stiftungen auf innovative Konzepte, 
um weltweit Menschen und Ideen zu 
vernetzen, insbesondere junge Men­ 
schen zu erreichen und für die Demo­ 
kratie zu begeistern. Eine wesentliche 
Herausforderung ist die Ausweitung 
der digitalen Zugänglichkeit und ein 
möglichst medienbruchfreies, ziel­
gruppengerechtes Angebot. 

Mit ihren Bildungsangeboten stellen 
sich die Politischen Stiftungen den 
Herausforderungen der digitalisier­
ten Welt und eröffnen vielfältige 
Möglichkeiten politischer Bildung für 
alle Bürgerinnen und Bürger.

“
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Anhang 2 
Beutelsbacher Konsens

1. Überwältigungsverbot.  

Es ist nicht erlaubt, den Schüler – mit 
welchen Mitteln auch immer  – im Sin­ 
ne erwünschter Meinungen zu über­ 
rumpeln und damit an der »Gewin­
nung eines selbständigen Urteils« zu 
hindern. Hier genau verläuft nämlich 
die Grenze zwischen Politischer Bil­ 
dung und Indoktrination. Indoktrina­
tion aber ist unvereinbar mit der Rolle 
des Lehrers in einer demokratischen 
Gesellschaft und der – rundum akzep­ 
tierten – Zielvorstellung von der Mün­ 
digkeit des Schülers.

2. Was in Wissenschaft und Politik 
kontrovers ist, muss auch im 
Unterricht kontrovers erscheinen.

Diese Forderung ist mit der vorge­
nannten aufs engste verknüpft, denn 
wenn unterschiedliche Standpunkte 
unter den Tisch fallen, Optionen un­ 
terschlagen werden, Alternativen un­ 
erörtert bleiben, ist der Weg zur In­ 
doktrination beschritten. Zu fragen 
ist, ob der Lehrer nicht sogar eine 
Korrekturfunktion haben sollte, d. h. 
ob er nicht solche Standpunkte und 
Alternativen besonders herausarbei­
ten muss, die den Schülern (und ande­ 
ren Teilnehmern politischer Bildungs­
veranstaltungen) von ihrer jeweiligen 

politischen und sozialen Herkunft her 
fremd sind.

Bei der Konstatierung dieses zweiten 
Grundprinzips wird deutlich, warum 
der persönliche Standpunkt des 
Lehrers, seine wissenschaftstheoreti­
sche Herkunft und seine politische 
Meinung verhältnismäßig uninteres­
sant werden. Um ein bereits genann­
tes Beispiel erneut aufzugreifen: Sein 
Demokratieverständnis stellt kein 
Problem dar, denn auch dem ent­
gegenstehende andere Ansichten 
kommen ja zum Zuge.

3. Der Schüler muss in die Lage 
versetzt werden, eine politische 
Situation und seine eigene Interes-
senlage zu analysieren, 

sowie nach Mitteln und Wegen zu 
suchen, die vorgefundene politische 
Lage im Sinne seiner Interessen zu 
beeinflussen. Eine solche Zielsetzung 
schließt in sehr starkem Maße die 
Betonung operationaler Fähigkeiten 
ein, was eine logische Konsequenz 
aus den beiden vorgenannten Prinzi­ 
pien ist. Der in diesem Zusammen­
hang gelegentlich – etwa gegen Her­ 
man Giesecke und Rolf Schmiederer 

– erhobene Vorwurf einer »Rückkehr 
zur Formalität«, um die eigenen Inhal­ 
te nicht korrigieren zu müssen, trifft 
insofern nicht, als es hier nicht um die 
Suche nach einem Maximal­, sondern 
nach einem Minimalkonsens geht.
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